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Rassismus und Schule:
Rund zwanzig Jahre ist das von mir vor etwa sechs 
Jahren literarisch aufgearbeitete Erlebnis her, aber ich 
fürchte – und viele Erzählungen anderer bestärken mich 
in dieser Befürchtung – dass man auch heute noch so 
etwas erleben kann:

Eiszeit
Mit unwohlem Gefühl betraten Mutter und Vater das 
Sprechzimmer, in dem man ergründen wollte, warum 
der Sohn keine Gymnasial-Empfehlung von seiner 
Grundschullehrerin erhalten hatte.

   Es ist nicht ungewöhnlich, dass Eltern ihren Kindern 
mehr Fähigkeiten zutrauen, als diese vielleicht besitzen. 
Dennoch, gut konnte sich der Vater nicht nur daran 
erinnern, wie der Sohn mit zehn oder elf Monaten auf 
dem ausgelegten Bettlaken gesessen hatte und, zu faul 
zum Krabbeln, mit hoheitsvollem Gesicht das Laken 
mit den begehrten Spielsachen zu sich heranzog! Ja, 
hatte nicht einer seiner eigenen Professoren in einer 
Prüfung zu ihm gesagt: „Sie sind intelligent, aber faul!“. 
Verhängnisvollerweise hatte er es allerdings zu sehr 
als Kompliment aufgefasst. So war sein Studium etwas 
lang und kompliziert geraten, wenn auch zu einem guten 
Ende gelangt.

   Auch hatte der Vater sich daran erinnert, wie der 
vielleicht Achtjährige ihn eines Morgens im Badezimmer 
mit dem Ausspruch begrüßt hatte: „Daddy, was ich dich 
schon immer fragen wollte: warum bin ich ich?“. Einige 
Zeit hatte er sich genommen, seinem Sohn zu erklären, 
dass dies eine der schwierigsten Fragen menschlichen 
Denkens und eine der Grundfragen der Philosophie sei!
Nein, mit dieser Empfehlung für Haupt- und Realschule 
konnte man sich nicht arrangieren! Auch dann nicht, 
wenn der Sohn von seinem Vater die Möglichkeit zur 
Faulheit geerbt hatte. Und die Zeit, da der Sohn nach 
recht problemlosem Durchlauf des Gymnasiums in der 
zwölften Klasse nach der Trennung der Eltern ernste 
Schwierigkeiten bekam, lag noch in weiter Zukunft.
Ja, mit seiner ersten Grundschullehrerin hätte man sehr 
vertrauensvoll sprechen können, aber diese herzerwär-
mende junge Frau hatte ihr zweites Kind bekommen und 
das Lehrerpult einer anderen jungen Kollegin überlas-
sen.

   Der saß man nun gegenüber und drehte sich mit ihr 
im Kreise. Oder war sie in der Position eines Arztes, der 
Gott gleich, seinem Patienten das vernichtende Urteil 
unterbreitet? Man hatte für sein Kind keinen Anspruch 
auf eine Gymnasialempfehlung, wollte man sich in 
den Geruch von Leuten bringen, die nur nach Prestige 
trachteten? Diese Frage stellte die Lehrerin nicht, aber 
sie hing in der Luft.

   Hin und her ging es und mancher verstohlene Blick 
war zwischen Mutter und Vater gewechselt worden, die 
beklemmende Frage austauschend: „Hat es irgendeinen 
Zweck?“.

   Zum Glück wusste man, es ging nur um eine Empfeh-
lung, der man letzten Endes folgen konnte oder nicht. 
Man würde ohne die Lehrerin nachdenken müssen!
Hier würde man keine Klärung erreichen, aber man 
hätte sie gerne gehabt! Dann aber kam sie!
Man war dabei, sich innerlich von dieser Auseinander-

setzung zurückzuziehen, da setzte die junge Frau ein 
merkwürdiges Engelslächeln auf:

   „Und bitte denken Sie nicht, es hätte etwas mit der 
Hautfarbe Ihres Sohnes zu tun“, sagte sie und die Augen 
im dunklen Gesicht der Mutter weiteten sich, während 
sich die Augen im nur mäßig von Sonne gebräuntem 
Gesicht des Vaters zu Sehschlitzen eines Panzers vereng-
ten, beide jedoch blickten durch einen Eispanzer, so dick 
wie Grönlandeis, aber so klar und durchsichtig, dass 
jeder kleine Flecken auf der blassen Haut der Lehrerin 
sichtbar war.

   Dann fuhr sie fort: „Nein, ganz und gar nicht, ich habe 
eine Putzfrau aus Ghana!“.

   Ich hoffe, dass mein Sohn nie wieder solchen Men-
schen ausgeliefert sein wird!

Andreas Schlüter

Schweiz extrem
Am Sonntag, dem 29. November, hat die Schweiz beherzt 
den Schritt ins Mittelalter getan und den Bau weiterer 
Minarette (es gibt in der ganzen Schweiz zur Zeit vier 
Moscheen mit Minaretten) per Volksabstimmung mit 
57,5% bei einer Wahlbeteiligung von 54% verboten. 

   Man könnte sich amüsieren angesichts der Tatsache, 
dass die Schweizer Berge kaum in der Gefahr sind, von 
Minaretten überragt zu werden, wie es das hetzerisch-
rassistische Plakat der verantwortlichen „Volksinitiati-
ve“ nahelegt. 

   Aber offenbar wollen die verblendeten Wähler es an 
Liberalität und Freiheitsgeist mit Saudi-Arabien aufneh-
men, wo der Kirchenbau verboten ist. 

   Vielleicht besteht ja auch die Chance, im Alpenland 
per Volksentscheid die Hexenverbrennung wieder 
einzuführen.

   Es mag allerdings sein, dass das Schweizer Gewissen 
bald schlägt, sollten die Gelder aus islamischen Ländern 
die Schweiz verlassen bzw. den Weg dorthin nicht mehr 
finden. 

   Dieser Bereich des Schweizer Lebens hat sich ja oft als 
sehr sensibel erwiesen.

Andreas Schlüter

Termine EISZEIT

Samstag 19. Dezember ab 
17 Uhr Weihnachtsfeier in 
der Roten Insel

Samstag 26. Dezember 
2009 um 20.30 Uhr, Ciné-
ma la Gauche, Ken Loach 
Filmreihe, Rote Insel

Samstag, 9. Januar 2010, 
um 20.30 Uhr, Rosa Luxem-
burg – Film von Margarethe 
von Trotta

Samstag den 9. Januar 
2010, ab 10 Uhr, Interna-
tionale-Rosa-Luxemburg-
Konferenz, Berlin, Urania-
Haus,  an der Urania Ecke 
Kleiststr.

Sonntag 10. Januar 2010 
Liebknecht-Luxemburg 
Demonstration nach 
Friedrichsfelde, Treffpunkt 
10.00Uhr, U-Bhf. Frankfur-
ter-Tor

Sonntag 10. Januar 2010 
Liebknecht-Luxemburg 
Demonstration zum Land-
wehrkanal. Treffpunkt um 
15 Uhr (?) am Elefantentor 
der Zoologischen Gartens

Freitag 15. Januar, ca. 
15.00 Uhr, Kranzniederle-
gung für Rosa Luxemburg, 
Cranachstrasse, Friedenau

Freitag 15. Januar 
Liebknecht-Luxemburg 
Demonstration zum Land-
wehrkanal, Kranzniederle-
gung, Treffpunkt 17.30 Uhr, 
Wittenbergplatz  

Samstag 16. Januar 2010, 
von 12-17 Uhr, Präkariat 
Konferenz, Rote Insel

Mittwoch 20. Januar 2010 
um 17 Uhr, BVV im Rathaus 
Schöneberg

Mittwoch 27. Januar 2010,  
Holocaust-Gedenktag

Samstag 30. Januar, um 
20.30 Uhr, Cinéma la Gau-
che: Ken Loach Filmereihe, 
Rote Insel
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Tempelhofer FeldLANDESPARTEITAG
Druck aus 
Neukölln
Am 3. November führte 
die BVV-Fraktion von DIE 
LINKE Neukölln ein Hearing 
zur Zukunft des Tempelho-
fer Flugfeldes durch. Die 
Teilnehmer äußerten „über-
gangsweise“ Zufriedenheit 
mit der schrittweisen 
Öffnung durch den Senat 
und über Details der Pläne. 
Besonderer Dank kam für 
die LINKE bezüglich der Un-
terstützung für den geplan-
ten Hundeauslauf durch die 
Interessengemeinschaft 
„Bunter Hund“ durch deren 
Sprecher Thomas Hinrich-
sen (DIE LINKE Neukölln): 
„Hundeauslauf ist Teil der 
öffentlichen Daseinsvor-
sorge“.
   Auch die Projektentwick-
lungsgesellschaft Adlershof 
und Berlin Grün wurde für 
eine professionelle Orga-
nisation der Diskussion 
gelobt, aber es wurde auch 
noch mehr Bürgerbeteili-
gung gefordert.
   An der Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung übte 
DIE LINKE Neukölln aber 
erhebliche Kritik: „Leider 
haben wir das Gefühl, dass 
die SPD-geführte Senats-
verwaltung für Stadtent-
wicklung nicht von ihren 
Bebauungsplänen an der 
Oderstraße und am Colum-
biadamm abrücken will, 
sondern sich Hintertüren 
offenhält. Gemeinsam mit 
unserem Landesausschuss 
verlangen wir ein zehnjäh-
riges Moratorium, nicht für 
Ideen und Zwischenlösun-
gen, aber gegen vollendete 
Tatsachen“ (Zitat aus 
„Neu-Köllnisch“, Bezirkszei-
tung DIE LINKE Neukölln, 
Novemberausgabe).

Knackpunkt
   Eine wichtige Frage um 
die Zukunft von THF ist 
natürlich die Finanzierung. 
Hier aber könnte eine 
wichtige Rolle das Haupt-
gebäude des ehemaligen 
Flughafens spielen. Die 
bisherige Nutzung („Bread 
and Butter“-Modemesse) 
scheint aber letztlich durch 
die Saisonalität der Nut-
zungsweise eher Probleme 
durch die Hinderlichkeit für 
andere Nutzungen aufzu-
werfen, als ein sinnvolles 
Teil eines Nutzungs-Ensem-
bles zu sein.

Andreas Schlüter

Gedanken zum 
Landesparteitag
Der Landesparteitag am 28. Novem-
ber war wieder einmal dominiert 
von der Rede des Landesvorsit-
zenden und dem Leitantrag sowie 
anderen Anträgen des Landesvor-
stands. Der Leitantrag versuchte 
- ausgehend von dem wirklich 
großen Erfolg bei der Bundestags-
wahl - eine Perspektive für die 
weitere politische Entwicklung hin 
zu den Abgeordnetenhauswahlen 
2011 aufzuzeigen. Dazu gab es 
eine ganze Reihe von Änderungs-
vorschlägen: Manche wurden 
übernommen, manch andere, auch 
vorwärts weisende Vorschläge, 
routinemäßig abgelehnt. Zusätzlich 
gab es wichtige Einzelanträge wie 
den zur Solidarität gegen die drohende Vollsteckung 
des Todesurteils gegen Mumia Abu-Jamal in den USA. 
Auf Einzelheiten kann in der Kürze des Artikels nicht 
eingegangen werden.
   Mich persönlich hat überrascht - fast erschreckt -, dass 
der Landesvorstand – mit Blick auf die Landeswahl 2011 
hinzuweisen - keinen Gedanken verschwendete, auf das 
schlechte Wahlergebnis bei den letzten Abgeordneten-
hauswahlen: Nach dem herausragenden Ergebnis bei der 
Abgeordnetenhauswahl 2001 mit einem Stimmenanteil 
von 22,6% war bei der nachfolgenden Wahl 2006 der Ab-
sturz auf nur noch 13,4% erfolgt. Nach 362.000 Stimmen 
2001 konnten 2006 nur noch 185.000 erzielt werden. 
Fast die Hälfte der Wählerstimmen ging verloren. Nach 
dem guten Wahlergebnis bei der Bundestagswahl 2005 
mit 16,4% waren wir um 3 Prozentpunkte abgesackt. In 
aktuellen Umfragen wird DIE LINKE inzwischen zwar 
wieder auf um die 16 % prognostiziert. Eine wirkliche 
Beruhigung kann das aber nicht sein - gerade auch ange-
sichts der hohen Werte der Grünen auf Landesebene.
   Was wir brauchen und ausbauen müssen, ist eine 
stärkere Profilierung der Linken in der Koalition und 

zugleich als gesellschaftliche Opposition: Die Regie-
rungsbeteiligung in Berlin darf nicht als Gegensatz zu 
der grundsätzlich oppositionellen Politik auf Bundesebe-
ne erscheinen. Die oppositionelle Bundespolitik war es 
doch, die zur Wahl stand und die die großartigen Erfolge 
in Berlin und anderswo erzielen konnte.
   Bei aller Kritik; es gab auf dem Landesparteitag auch 
Ansätze, stärker eigenes Profil zu zeigen, und zwar in der 
Politik der öffentlichen Daseinsvorsorge, vor allem bei 
den Wasserbetrieben. Die Träger der Volksabstimmung 
wurden nun als Bündnispartner begriffen, ihre Forde-
rungen weitgehend unterstützt. Auch gegenüber den 
gewerkschaftlichen Forderungen im Öffentlichen Dienst 
hat es Annäherungen gegeben.
   Weniger Hoffnung machen die Andeutungen zu einer 
Organisationsreform, die den Landesverband effektiver 
machen soll. Hier ist - wie bei früheren Anläufen - zu 
befürchten, dass eine Konzentration der personellen und 
finanziellen Mittel auf Landesebene erfolgen soll. Die 
Bezirke, die für Bevölkerungsnähe und Basisaktivitäten 
stehen, würden geschwächt. Dagegen müssen sich die 
Bezirke, alle Bezirke, rechtzeitig und gemeinsam zur 
Wehr setzen.
   Bedrückend ist im Übrigen, wie wenig spannend 
die Tagungen unsere Landesparteitage verlaufen: Das 
obligatorische Einleitungsreferat mit der Vielzahl an-
schließender Redebeiträge, in der die einzelnen Redner-
innen und Redner kaum auf einander eingehen, sind 
wenig spannend und bringen kaum Erkenntnisgewinne. 
Anträge werden kurz in Rede und Gegenrede abgetan. 
Spannende Auseinandersetzungen gibt es nicht. Aus den 
Bezirken kommen zu wenig grundsätzliche Alternativen, 
mehr kleinteilige Änderungen und tagesaktuelle An-
träge. Das ist Selbstkritik: Wir dürfen aus den Bezirken 
die Vorbereitung des Landesparteitags nicht weiter als 
„Saisonarbeit“ betreiben, sondern müssen Initiativen 
längerfristig vorbereiten und jeweils breit auch mit den 
anderen Bezirken kommunizieren. Dazu bedarf es neuer 
Initiativen.

Kurt Neumann
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Bundeswehr für zynisches 
Machtspiel missbraucht
Am 3. Dezember hat der Deutsche Bundestag den Einsatz der 
Bundeswehr im Rahmen der Unterstützungsmission ISAF 
erneut um ein Jahr verlängert. Dies vor dem Hintergrund, dass 
der  NATO-Rat erst im kommenden Januar über die vom  ISAF-
Oberbefehlshaber McChrystal geforderte neue Kriegsstrategie 
entscheiden wird. DIE LINKE hat als einzige Fraktion geschlos-
sen mit Nein gestimmt und damit gegenüber der den Bundes-
wehreinsatz ablehnenden Mehrheit der Bevölkerung ihr Ver-
sprechen eingehalten: „Nach der Wahl ist vor der Wahl.“ Das 
Parlament verschließt die Augen vor drei Fakten, die eigentlich 
unstrittig sein müssten. Erstens geht es in diesem Krieg nicht 
darum, den Afghanen eine Zukunftsperspektive für ein materi-
ell gesichertes Leben in Rechtssicherheit zu eröffnen. Zweitens 
ist aus dem von der UNO als Hilfsmission mandatierten 
Einsatz ein Krieg gegen aufständische Afghanen geworden, die 
sich gegen die Besetzung ihres Landes wehren. Damit ist die 
völkerrechtliche Grundlage für ISAF entfallen, die jedoch für 
Bundestag, Bundesregierung und Bundeswehr eine unverzicht-
bare Einsatz-Voraussetzung nach dem Grundgesetz ist (Artikel 
20, Absatz 3). Fälschlicherweise werden die Aufständischen 
übrigens kollektiv als „Taliban“ geführt, was eine unzulässige 

Verkürzung des Aufstandscharakters darstellt. Drittens: sollte 
die Parlamentsmehrheit der irrigen Auffassung sein, dass mehr 
Soldaten und eine zeitliche Ausweitung dieses Krieges zu mehr 
Sicherheit für die afghanische Bevölkerung führt, sollte sie die 
Lageentwicklung seit 2005 studieren. Die Zahl der Gefechte, 
Scharmützel und Sprengstoffanschläge pro Woche hat sich in 
diesen vier Jahren verzwölffacht, wobei entgegen der reißeri-
schen Berichterstattung in den Medien die Zahl der Selbstmor-
dattentate bei 2 % liegt. 
   Botschafter a. D. Dr. Arne Seifert, Mitglied im Verband 
für Internationale Politik und Völkerrecht e.V., hat in der 
Dezemberausgabe von „Wissenschaft und Frieden“ mit einem 
anschaulichen Bild beschrieben, wofür der Krieg in Afghanis-
tan geführt wird: 
   „Diese (von den USA, JS)als „AfPak“ für Afghanistan und 
Pakistan apostrophierte Strategie trägt dem Wunsch der USA 
Rechnung, hier den Grund für langfristige Präsenz zu bereiten, 
sozusagen für ein „Standbein“, um ihrem „Spielbein“ Mobilität 
zu ermöglichen in Richtung Zentralasien, Iran, Indien sowie 
dem Persischen Golf und dem Arabischen Meer.“ Wie die New 
York Times am 28.10.2009 enthüllte, steht der Drogenboss und 
Bruder des afghanischen Präsidenten, Ahmed Wali Karzai, auf 
der Gehaltsliste der CIA. Wie oft will der Deutsche Bundestag 
vor diesem Abgrund an Zynismus den Einsatz der Bundes-
wehr noch verlängern?              

    Jochen Scholz

Sofortiger Abzug               
aus Afghanistan
Diese Forderung stellt ein breites Friedensbündnis seit der In-
vasion in Afghanistan durch US-amerikanische und britische 
Streitkräfte. Deutschland (unter 70 Staaten weltweit) ist von 
Anfang an mit Militäreinsätzen bei dem seit 2001 unter dem 
bestehenden Mandat der ISAF (International Security Assis-
tance Force) dabei. Jedes Jahr gibt es im Bundestag darüber 
eine Abstimmung über eine Mandatsverlängerung, die jetzt 
Anfang Dezember ansteht. Das Bündnis der Friedensbewegung 
sammelt  bundesweit dagegen Stimmen in der Bevölkerung, 
neben anderen Aktionen wie z.B. Mahnwachen oder For-
derungsschreiben an die Abgeordneten, denn Deutschland 
wird nicht am Hindukusch oder sonst irgendwo verteidigt. 
Allein in Berlin gibt es über 80 Standorte an denen Stimmen 
abgegeben werden können, um ein Meinungsbild derjenigen 
Menschen wiederzugeben, die erreicht wurden. Auch nach 
ARD-Deutschlandtrend von Juli 2009 sind immerhin 69% der 
Befragten für den schnellstmöglichen Rückzug aus Afghanis-
tan. Diese Meinungen können nicht einfach ignoriert werden, 
denn seitdem es fremde Truppen in dem Land gibt, hat sich die 

Situation für die Menschen dort noch verschlechtert. Unsere 
Bevölkerung hier sieht sich von den so genannten Friedensein-
sätzen getäuscht und verängstigt. Von einer Vertreterin des 
UN- Kinderhilfswerks war am 21.11. im Rundfunk zu hören, 
dass die Kindersterblichkeit dort weltweit die höchste sei, dass 
fast jedes dritte Kind arbeiten müsse und 43% der Mädchen vor 
ihrem 15. Geburtstag verheiratet werden. Wirklich spürbare 
Veränderungen für die Bevölkerungsmehrheit im Lebensstan-
dard gibt es nicht. Für den zivilen Aufbau stehen täglich von 
der internationalen Gemeinschaft sieben Millionen Dollar zur 
Verfügung, während für den Einsatz des US-Militärs täglich 
100 Millionen Dollar ausgegeben werden (Der Spiegel 29.6.2009 
Interview J.T.). Dieses Missverhältnis macht schon deutlich, 
dass der zugefügte Schaden größer ist als die „gute Hilfsab-
sicht“. Unsere Regierung setzt sich über Tote, physisch und psy-
chisch leidender Menschen hinweg. Das Ziel der Interventions-
Regierungen und des Kapitals, das sie vertreten, ist nicht mehr 
die Bekämpfung der Al-Qaida (damit fing alles an), sondern, 
wie inzwischen offen ausgesprochen wird, verfolgen sie geo-
strategische und rohstoffpolitische Interessen. Eine unfähige, 
total korrupte, wahlbetrügerische afghanische Regierung, 
Warlords und Drogenbarone dienen willfährig diesen Zielen. 
Frieden schaffen ohne Waffen ist der einzige Garant, der den 
Zorn des Krieges nicht zu uns zurückträgt.    Elisabeth Wissel 

Buch-Tipp AFGHANISTAN
Sprengsatz
Afghanistan
Der Friedensnobelpreis-
träger Obama ruft mehr 
Soldaten zu den Waffen, 
um in Afghanistan zu kämp-
fen, und auch der erneute 
Ruf „the Germans to the 
front!“ ertönt. Da ist jede 
ehrliche und ungeschmink-
te Information über den 
Afghanistan-Krieg bitter 
nötig, um dem fortgesetz-
ten Irrsinn die richtigen 
Argumente entgegensetzen 
zu können.
   Sehr zu empfehlen ist 
hier von Christian R. Hörs-
tel „Sprengsatz Afghanis-
tan“ Knaur, München 2007, 
ISBN 978-3-426-78116-6).   
Der Autor hat viel Zeit in Af-
ghanistan verbracht, schon 
zu Zeiten des Kampfes ge-
gen das sowjetische Militär, 
und hat viele persönliche 
Kontakte in fast alle Kreise 
des afghanischen Wider-
standes. Seine klaren Wor-
te ließen ihn zur journalisti-
schen „Unperson“ werden. 
Er stellt unter anderem 
dar, dass die vielen zivilen 
Toten keine unbeabsich-
tigten „Kollateralschäden“ 
sind, sondern integraler 
Bestandteil der Strategie 
des US-Luftwaffengenerals 
Warden, der in der Zivilbe-
völkerung ein effizienteres 
Ziel sieht als im feindlichen 
Militär. Der Krieg erzeugt 
also durch die zivilen Opfer 
gerade Terrorbereitschaft, 
anstatt sie zu bekämpfen. 
Eine geordnete, verhand-
lungsbasierte (Verhandlung 
mit dem „Feind“) Beendi-
gung ist nötig.

Hände weg von 
afghanischer              
Innenpolitik
Aber auch dabei warnt er 
vor gefährlichen Irrwegen: 
„Wer schließlich bei einem 
Neuansatz meint, er müsse 
von außen die afghanische 
Innenpolitik mitgestalten, 
begibt sich erneut auf 
den Weg der Niederlage“. 
Und: „Die Geschichte lehrt 
vielfach, wohin Großmacht-
hybris führt, wenn sie lange 
durchgehalten wird. Immer 
und ohne Ausnahme“.

Andreas Schlüter
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AmoklaufKRIEGSOPFER
Ein Schmerzensschrei des Herzens:
Ja, einesteils ist Politik eine Sache der Analyse, der 
Abwägung, der Ratio, aber anderenteils ist politisches 
Fordern und Handeln in Motiven begründet. Sie ist 
begründet in Wünschen, Hoffnungen, Sehnsüchten und 
somit ganz wesentlich eine Sache des Herzens!
Hier hat ein junger Mensch die Stimme seines Herzens 
sprechen lassen und dieses schreit nach Frieden. In 
einem Gespräch, das wir führten, musste ich feststellen, 
dass ich in dieser Zeit der oberflächlichen Zerstreuung 
und Ablenkung, in dieser Zeit von Computerspielen und 
Musik-Clips, kaum einen Menschen dieses Alters in 
dieser auch von vielen Problem, aber direkter Kriegsge-
fahr wenig belasteten Gesellschaft getroffen habe, der 
regelrecht physisch so unter dem Horror leidet, dem 
Menschen in anderen Weltgegenden – insbesondere Af-
ghanistan – auch mit deutschem Zutun ausgesetzt sind. 
Hören wir auf diese Stimme!

Andreas

„Zeitloses Racheblut          
auf den Straßen“
(Gewidmet den Opfern im Krieg, besonders den Kindern 
und Frauen)

Ein Blutfluss fließt entlang dieser leeren Straßen. Tief 
rot schwarz, so wie der Himmel über dieser Todes-
stadt. Getragen vom Fluss, schwimmen Leichen auf 
seiner Oberfläche. Immer wieder fliegen Patronen über 
Menschenleichen hinweg. Von jeder Seite der Straße 
sind Schüsse zu hören. Hilfe-, Tränenschreie der Frauen 
und Kinder werden von Bombeneinschlägen übertönt. 
Besessen von Hass, Rache und Töten verschwindet auch 
jegliche Vernunft und Erbarmen gegenüber unseren 
unschuldigen Kindern dieser Welt.

Seht hin! Es stirbt ein Menschenkind. 
Wieder wird einem Menschen sein Leben auf offener 
Straße genommen. Und von uns über den Todesfluss 
weggetragen. Gefangen von Leid und Tod stirbt die Hoff-
nung auf den Frieden im Herzen eines Kindes. Minute 
für Minute! 
   Mit der Überzeugung der hungrigen Kriegsmächte 
dieser Welt, dass das Schicksal dieses Kindes schon in 
seiner Wiege lag, stirbt jeglicher Traum und Hoffnung 
bei diesem Kind vom besseren Leben. Der innere Kampf 
dieses Kindes zwischen Leben und Krieg entscheiden 
seinen weiteren Weg. Doch mit dem Wiederkehren des 
Blutflusses durch das Leben dieses Menschen sowie der 
Erinnerung an den Krieg und Tod, bleibt diesem Kind 
nur noch Hass und Rache. 
   Für ein besseres Leben festhaltend am Glauben und 
der Hoffnung, bleibt diesen Menschen nur noch der ein-
zige Ausweg, ihr Leben in die Hände der Profitblutsau-
genden Kriegsgeier zu geben und ihr Blut vor den Augen 
ihrer Eltern, Geschwister und vor unseren zu vergießen. 
   Für einen Frieden bleibt dem Menschen auf dieser Welt 
nur der eigene Tod als sein Ausweg. Ich flehe Euch an, 
sagt mir bitte, ist dies der Weg zum Frieden, indem das 
Blut des Menschen vergossen wird? Ist dies die Antwort? 
Krieg und Tod? 

Wie viel Blut muss noch vergossen 
werden?
Ob mit Gewalt, Hungersnot, Vergewaltigungen oder 
Menschenhandel wird die Geschichte der Menschheit 

fortgesetzt. 60 Jahre Menschenrechte werden gefeiert 
und doch werden auf anderen Kontinenten Menschen-
rechte mit Füßen getreten. Hilfeschreie ertönen durch 
die ganze Welt, und sie sieht zu, wie Menschen, Kinder 
auf beiden Seiten des Krieges sterben!

Sollen wir weiter, weiter wegsehen und 
unerträglich schweigen?
Mensch ist Mensch, keine Kampfmaschine. Darüber 
hinaus das intelligenteste Wesen auf dieser Erde. Nicht 
umsonst hat er die Fähigkeit des komplizierten Denkens 
vererbt bekommen. Es schadet nie, den eigenen Kopf zu 
verwenden, als nur sinnlos von Hass und Rache erfüllt 
und besessen zu sein.

Die Waffe eines Menschen für Frieden 
ist seine Stimme. Und kein Gewehr !!!!!!!
Unabhängig von der Religion und Nation ist jeder 
Mensch antastbar, sobald er bewusst das Leben eines 
Menschen nimmt oder von anderen hinrichten lässt. 
Welch grausames Erlebnis auch dem Täter oder seinem 
Volk widerfahren sein mag, ist die Grausamkeit, die 
dieser Täter dem Opfer kaltblütig zufügt, indem er das 
Leben des Menschen nimmt, nicht zu rechtfertigen. 
Dieses Blut des Opfers wird an den Händen des Mörders 
ihn das ganze Leben lang verfolgen und der Geruch des 
Todes am Körper haften bleiben.
   Sagt mir bitte, wie können wir nur wegsehen und das 
Blut eines Menschen im Krieg vergießen. Jede Sekunde, 
die vergeht, kostet im Krieg ein weiteres Menschenle-
ben!
   Jeder Mensch auf dieser Erde hat dieselben Freiheits-
rechte, um zu leben, egal welcher Religion oder welchem 
Volksstamm er angehört. Die Zahl der gestorbenen 
Zivilisten auf dieser Welt steigt jedoch im Krieg erschre-
ckend weiter an. 
   Lasst uns nicht mehr schweigen, sondern den Opfern 
und dem Gewissen in uns die Stimme verleihen, um von 
der Welt erhört zu werden.

Levent Aktay

Wahnsinn     
erzeugt   
Wahnsinn
Als am 6. November der 
US-Militärpsychiater Nidal 
Malik Hasan im US-Militär-
stützpunkt Fort Hood Amok 
lief und zwölf Menschen tö-
tete sowie dreißig verletzte, 
da schwebte die Deutung 
in der Luft: sieh da, wieder 
einer dieser arabischen 
Terroristen!
   Nun, der Neununddreißig-
jährige ist US-Amerikaner 
von Geburt, palästinensi-
scher Abstammung. Wie 
selbst die Medien berich-
teten, auch Opfer langen 
Mobbings ob seiner Religi-
on, sowie verzweifelt über 
seinen bevorstehenden 
Irak-Einsatz, man verwehr-
te ihm die Entlassung.

Der Wahnsinn       
des Krieges
Über einen erheblichen 
Zeitraum hat der Militär-
Psychiater offenbar mit 
Kriegstraumatisierten gear-
beitet. Er dürfte aber damit 
auch einen tiefen und 
erschreckenden Einblick in 
die Rechtfertigungsmecha-
nismen mancher Kriegs-
heimkehrer für ihre Taten 
gewonnen haben und wird 
dort logischerweise auf 
den Rassismus als eine alte 
und „wohl eingespielte“ 
Rechtfertigungsmethode 
gestoßen sein. Der Zwie-
spalt zwischen ärztlichem 
Auftrag und menschlichen 
Abgründen mag sogar der 
Hauptgenerator der so 
folgenschweren „Dekom-
pensation“ gewesen sein. 
Ein anderer Weg wäre wün-
schenswert gewesen.
   Mir fällt aber ein weiterer 
Psychiater ein, der Solda-
ten und Kriegsopfer zu be-
treuen hatte: Frantz Fanon. 
französischer Psychiater 
karibischer Abstammung 
(Martinique), den der fran-
zösische Kolonialkrieg in 
Algerien dazu brachte, die 
Fronten zu wechseln und 
der algerischen Befreiungs-
bewegung beizutreten, in 
der er bis zu seinem Leukä-
mietod am 6. Dezember ei-
nen hohen Rang innehatte 
und ein wichtiger Autor und 
Theoretiker der antikolonia-
len Bewegung wurde.

Andreas Schlüter
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AK ELViS 
Rote Insel, Feurigstr. 68

 Hilfe und Beratung zu 
 ALG-2 und Sozialgeld

Jeden Di, 17-19 Uhr
Jeden Do., 10-12 Uhr

 Erwerbslosenfrühstück

Jeden 2. & 4. Do., 10-12 Uhr

 JobCenter-Aktionen         
in der Wolframstrasse 89-92

Jeden 1. & 3. Di., 10-11 Uhr 
sowie jeden 1. & 3. Do.  

16.30-18.00 Uhr 

Nachrichten

  JobCenter Tempelhof-Schöneberg

Schikane und Willkür
Das hat es früher wirklich so nicht in Tempelhof-Schöne-
berg gegeben:
   Wer seinen Ausweis nicht dabei hat, bekommt im 
JobCenter Tempelhof-
Schöneberg keine schrift-
liche Bestätigung für die 
Abgabe von Anträgen und 
Dokumenten.
   Die vor allem finanziel-
len Folgen können enorm 
sein, denn ein Antrag 
zählt erst ab dem Tag der 
Abgabe.
   Wenn ein Hartz-IV-Emp-
fänger umziehen darf und 
er erst am Tag vor dem 
Umzug (oder den Renovie-
rungsarbeiten in der alten 
oder neuen Wohnung) 
von den Kosten und der 
Möglichkeit der Erstat-
tung durch das JobCenter 
erfährt, kann er die ihm 
zustehende Leistungen 
ohne Personalausweis 
nicht beantragen.
   Bis vor Kurzem war es 
so, dass nur bei Abgabe 
von Erstanträgen persön-
liches Erscheinen und der 
Personalausweis erforder-
lich war.
   Die Leitung des Job-
Centers scheint jetzt mal 
wieder die Peitsche gegen die Kunden zu schwingen.

Ist dies eine weitere Art                      
Eingliederungsleistung?
Dem Autor und anderen wurde eine Bestätigung von 
Unterlagen auf einem schon im JobCenter vorhandenem 
Formblatt mit dem Hinweis verwehrt, dazu bedürfe es 
der Vorlage des Personalausweises.
   Der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit stellt in seinem „Ratgeber zu Hartz IV 2009 
fest“: „Auch der vielfach geforderte Personalausweis 
enthält nicht zur Leistungsgewährung erforderliche 
Informationen. Da der Ausweis zur Identifizierung des 
Betroffenen dient, dürfen lediglich die hierzu erforder-
lichen Angaben wie Name, Geburtsdatum und Adres-
se gespeichert werden. Alle anderen Daten können 
geschwärzt werden“
   Mehr noch als diese Angaben erfüllt z.B. der Ber-
linPass: Name, Geburtsdatum und Adresse, dazu mit 
aktuellem Lichtbild und Stempel des Bezirksamtes 
Tempelhof-Schöneberg und Aktualität durch Gültigkeits-
eintrag.
   Die Mitarbeiter des JobCenters trauen offenbar der Ar-
beit der Kollegen in den Rathäusern nicht: Bei mehreren 
Kunden wurde der BerlinPass als Ersatz nicht akzeptiert.
   Die Vielfalt der Ablehnungsmöglichkeiten mögen die 
folgenden Erlebnisse im JobCenter Tempelhof-Schöne-
berg innerhalb von zwei Stunden zeigen:
   Eine „merkwürdig-komische Begebenheit“ sei hier 
vorab erwähnt: Der Autor wollte seinen vollständig aus-
gefüllten Weiterbewilligungsantrag frühzeitig, also ca. 
6 Wochen vor Ablauf des alten Bescheides und noch vor 

Zusendung des Antrags durch das JobCenter Tempelhof-
Schöneberg in demselben persönlich abgeben. Einige Wo-
chen vorher musste er zur Abgabe einer Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung den Personalausweis trotz kritischer 
Nachfrage vorlegen.
   Diesmal war der Herr am Tresen nach einigen 
erstaunten Blicken freundlich und nett und quittierte 

die Abgabe des Antrags 
ohne Nachfrage auf einer 
Durchschrift.  Sollte das 
etwa an meiner Begleitung 
in Form von zwei jungen 
durchtrainierten Männern 
mit roten Schutz-westen 
gelegen haben?
   Eine junge Dame musste 
Unterlagen in ihrer 
Umzugssache einreichen 
und ließ sich von zwei 
Männern begleiten. Ein 
jüngerer Mitarbeiter 
sagte ihr deutlich, dass 
dies nur mit Vorlage des 
Personalausweises, den sie 
bedauerlicherweise nicht 
bei sich hatte, möglich sei. 
„Das sei so“.
   Dann fiel ihm eine Kopie 
der Vorderseite des Aus-
weises der jungen Dame 
in den Unterlagen auf und 
er notierte schnell die 
Angaben.
   Diese Dame wollte dann 
kurze Zeit später für einen 
Bekannten, der mit Fieber 
im Bett lag, eine Arbeits-
unfähigkeitsbescheini-

gung abgeben. Mit einem Begleiter erfuhr sie dann, dass 
auch dies nicht möglich sei. Nach Längerem erhielt sie 
dann eine Unterschrift und einen Stempel des JobCen-
ters auf einem beschrifteten leeren Briefumschlag.
   Nach den Erfahrungen hat dann ein Kunde in 
Gegenwart der zwei oben genannten Bodyguards (Die 
Namen sind der Redaktion bekannt) eine Nachfrage zur 
Bearbeitung eines Widerspruchs vom Juli 2009 (also 
über vier Monate) in den Briefkasten gesteckt. Über die 
Bearbeitung dieses Schriftstücks wird an dieser Stelle 
später berichtet.
   In der kurzen Zeit berichteten noch zwei Kundinnen, 
dass auch sie zur Vorlage ihres Personalausweises ge-
zwungen wurden. Glücklicherweise hatten die Mitarbei-
ter keine Namensschilder und waren auch nicht bereit, 
ihren Namen zu nennen.
   Da weiß man dann gleich, daß jede Art von Beschwer-
de im Sand verläuft.
   So einfach ist das mit Schikane oder Willkür im Job-
Center Tempelhof-Schöneberg.         

                Josef Moß

JOBCENTER-WILLKÜR

Keine Sorge um Jung!
Nun ist es also so weit gewe-
sen: der ehemalige Kriegsmi-
nister musste als Minister für 
Arbeit und Soziales wegen der 
Informationsposse in seinem 
vorherigen Amt zurücktreten. 
Gekünstelt forsch trat er vor 
die Kameras und suchte seine 
Hände trotz Rücktritts mora-
lisch in Unschuld zu waschen. 
Aus der Ministertraum!
Wer aber nun Angst hat, Jung 
könne der, in seinem eben für 
kurze Zeit übernommen Amt 
verwalteten Hartz-IV-Hölle 
zum Opfer fallen, den können 
wir beruhigen. Der Mann ist 
auch noch Rechtsanwalt, ob-
wohl ich glaube, dass man be-
ten muss, niemals von diesem 
Anti-Typ eines Redners vor 
Gericht vertreten zu werden. 
Und überdies: er ist natürlich 
weiter im Bundestag.
Schade nur, dass er nun 
dem ewigen Kampf der 
Staatsmacht gegen den ver-
meintlichen Missbrauch der 
gewaltigen Hartz IV-Leistun-
gen nicht mehr zur Verfügung 
steht. Der Mann wäre wirklich 
für hartes Durchgreifen gut 
gewesen. Dieser kernige Typ, 
der im Juni 2006 vorgeschla-
gen hatte, freie Plätze bei 
der Fußballweltmeisterschaft 
mit Soldaten aufzufüllen, der 
fünf Tage später entgegen 
dem Bundesverfassungsge-
richtsurteil erklärte, im Falle 
des Falles doch Zivilflugzeuge 
abschießen zu wollen, der 
im Juni 2007 beim G8-Gipfel 
Tornadokampfflugzeuge zur 
„Aufklärung“ gegen Demonst-
ranten einsetzte, er wäre viel-
leicht doch durch seine alten 
Kontakte auch in der Lage ge-
wesen, Aufklärungs-Tornados 
gegen Hartz-IV-Missbrauch 
einzusetzen. Ja, da muss nun 
die Ursula mit Samtstimme 
und Samthandschuhen…?.
A.S.
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Hartz-IV-Nachrichten

Proteste bei Otis
Beim Aufzugs- und Fahrtreppenhersteller Otis in Berlin 
Borsigwalde gibt es seit Monaten Diskussionen über 
einen drastischen Personalabbau. Otis geht es trotz 
Krise nicht schlecht. Trotzdem will das Management in 
der Hauptverwaltung in Berlin jeden dritten Arbeits-
platz abbauen (ca. 80 Beschäftigte), im Werk Berlin 300 
Arbeitsplätze (von ca. 400) und in der Montage in ganz 
Deutschland weitere 100.
   Mitten in der tiefsten Wirtschaftskrise will Otis 
seine fette Umsatzrendite von zurzeit 18 Prozent auf 
24 Prozent steigern. Nach dem alle Diskussionen und 
Verhandlungen mit dem Betriebsrat zu keiner Mei-
nungsänderung beim Management führten, hatten die 
Beschäftigten am 04.11.09 die Nase voll.
   Mit über 300 Dienstwagen kamen ca. 700 Monteure 
aus der ganzen Republik nach Berlin und demonstrierten 
in einem Autokorso vom Olympiastadion durch die gan-
ze Stadt zur Hauptverwaltung 
nach Borsigwalde. Dort legten 
die Beschäftigten der Haupt-
verwaltung und des Werkes für 
1½  Stunden die Arbeit nieder 
und machten vor dem Werkstor 
zusammen mit den Monteuren 
deutlich, dass sie diesem geplan-
ten Personalabbau, der nur der 
Erhöhung der Rendite dienen 
soll, ihren erbitterten Wider-
stand entgegensetzen werden.
   Auf der Kundgebung sprach 
auch der Vorsitzende des 
europäischen Betriebsrates aus 
Norwegen und übermittelte den 
Beschäftigten die Solidarität 
aus Norwegen. Auch über die 

Vorbereitung von Widerstand und Streiks bei Otis in 
Spanien und Frankreich wurde berichtet. Auch dort 
wollen sich die Arbeiter und Angestellten nicht kampf-
los vom Management auf die Straße setzen lassen. Die 
Solidaritätsgrüße aus den anderen Ländern stießen auf 
begeisterte Zustimmung bei den in Deutschland bei Otis 
Beschäftigten.
   Die IG Metall, die diese Aktion in Berlin zusammen 
mit den betrieblichen GewerkschafterInnen organisiert 
hatte, kündigte weiteren Widerstand und weitere Aktio-
nen an, wenn Otis nicht von seinen Plänen abrücke. Der 
Anlass der Protestveranstaltung war eine Aufsichtsrats-
sitzung, die am 04,11,09 in Borsigwalde stattfinden sollte. 
Aber als die Vertreter des Kapitals am Morgen von den 
geplanten Protesten erfuhren, verlegten sie die Sitzung 
kurzerhand in ein Hotel, ohne die Arbeitsnehmervertre-
ter rechtzeitig zu informieren. Diese tagten dann ohne 
Kapitalvertreter und beschlossen, die Pläne des Manage-
ments abzulehnen.                                                    G.T.

STREIK

Vorfall-Liste 
Hartz IV
 7.11.09: Ein Kunde vom 
Sozialamt Tempelhof erhält 
folgenden Brief: „Durch 
einen in keinster Weise 
erklärlichen Fehler in der 
Datenbank, wurden bzw. 
werden auf das Konto 
des Herrn ... bei der Bank 
...  Kto. Nr. ... (Daten sind 
der Redaktion bekannt)  
718,00€ überwiesen bzw. 
gutgeschrieben, obwohl 
auf diesen Betrag weder 
rechtlich noch inhaltlich 
ein Anspruch besteht.“

 17.11.09: In mindestens 
sechs Fällen weigern sich 
Mitarbeiter des JobCenter 
Tempelhof-Schöneberg, 
Unterlagen oder Anträge 
ohne Vorlage eines Perso-
nalausweises auf einem 
vorhandenen Formblatt zu 
quittieren. 
   In ihrer Not gibt es 
Unterschrift und Stempel 
auf einem leeren Briefum-
schlag, auf einer Abschrift 
eines Antrages oder es 
genügt der Blick auf die 
erste Seite eines kopierten 
Personalausweises. Nen-
nen möchten die Mitarbei-
ter für eine Überprüfung 
ihrer Verweigerung ihren 
Namen nicht, sagen aber, 
dass ihr Vorgehen Dienst-
vorschrift sei.

 Herr M. erhält am 
18.11.09 Post vom JobCen-
ter Tempelhof- Schöneberg. 
Im Absenderfeld ist das 
Absendedatum vermerkt: 
4.11.09.
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DIE LINKE.      
vor Ort
Bezirksgeschäftsstelle
10827 Berlin, Feurigstr. 68

Öffnungszeiten:
Mo, Di, Do: 11-18 Uhr
Fr: 11-15 Uhr
Telefon: 21 99 71 40
Fax: 217 29 26
EMail: bezirk@die-linke-tem-
pelhof-schoeneberg.de
Internet: www.die-linke-
tempelhof-schoeneberg.de

  Termine
Soweit nicht anders angege-
ben in der Roten Insel,
Feurigstr. 68

  BO Arbeit & Soziales

Jeden letzten Montag im 
Monat (i.M.), 19 Uhr  

 BO Olivenbaum

Jeden 1. Montag i.M., 19 Uhr, 
Cafe Resonanz, Ebersstr. 66  
(am Ausgang S Schöneberg) 

  BO Schöneberg

Jeden 2. Montag i.M., 19 Uhr 

  Treffen BO Tempelhof

Bitte telefonisch erfragen

  Bezirksvorstand

Jeden 1. & 3. Di. I.M., 19 Uhr    

  Offene Lupe-Redaktion

Bitte telefonisch erfragen   

  AK Flüchtlings- und
  Migrationspolitik

Bitte telefonisch erfragen

  Inselgespräche

Jeden 1. Samstag i.M., 15 Uhr

  IG Nahverkehr

Jeden 2. Mittwoch i.M., 17 Uhr
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 Der neue Koalitionsvertrag

Eine neoliberale                  
Mogelpackung
Kaum im Amt, gibt die Bundesregierung die Botschaft 
heraus: „Wir sind keine soziale Gefahr“ 
   Und  der Koalitionsvertrag verspricht „Wohlstand für 
alle“ und „Sozialer Fortschritt durch Zusammenhalt und 
Solidarität“. Da wird man an Kohl erinnert: „Keinem 
wird es schlechter gehen…“.
   Nun „jammern“ konservative Medien wie die FAZ, 
dass die „Neoliberalismuskritik“ ganze Arbeit geleistet 
habe. In der Presse wird von der „sozialdemokratischen 
Kanzlerin“ Merkel gesprochen…
   Doch wie sozial ist die Bundesregierung wirklich?
   Die  Medien zeichnen ein soziales Bild: Die Regierung 
starte mit Nachbesserungen bei Hartz IV, mit Erhöhung 
des Kindergeldes, des Kinderfreibetrages und einem Be-
treuungsgeld, mit „Steuerentlastungen“ bei den unteren 
und mittleren Einkommen. Steuerentlastungen von 24 
Milliarden Euro werden in Aussicht gestellt. Was in der 
Diskussion unter den Tisch fällt: „Alle Maßnahmen ste-
hen unter Finanzierungsvorbehalt“ (Koalitionsvertrag).
   Die Konjunkturaussichten stehen krisenbedingt 
schlecht und zu erwartende sinkende Steuereinnahmen 
werden soziale Folgekosten nach sich ziehen. 
   Fehlende Staatsfinanzen werden nicht etwa durch eine 
gerechte  Besteuerung der Vermögenden ausgeglichen. 
Nein, diese Bundesregierung nimmt zunächst neue 
Schulden auf. 
   Die noch von CDU/SPD ins Grundgesetz aufgenom-
mene zukünftig in Kraft tretende „Schuldenbremse“ 
lässt für die Haushalte Schlimmes ahnen. Die „Hoff-
nung“, dass Steuersenkungen die Wirtschaft ankurbeln 
könnten, haben die damaligen Steuersenkungen unter 
dem Wirtschaftsminister Eichel eindrucksvoll widerlegt.  
Damalige Steuererleichterungen haben keine Wieder-

belebung der Konjunktur bewirkt. Da musste erst die 
spekulationsgetriebene Konsumwelle der USA mit ihrem 
Auto– und Investitionsgütermarkt kommen, die bis zu 
ihrem „Zerplatzen“ die hiesigen Auftragsbücher füllte.
Hinter dem medialen Wehgeschrei über die „sozial-
demokratische Kanzlerin“ werden im Einklang mit 
ihr neoliberale Strukturprojekte durchgedrückt: Der 
sogenannte „Stufentarif bei der Einkommenssteuer“ und 
die „Kopfprämie in der Krankenversicherung“. Mit der 
neuen Einkommenssteuer wird sich endgültig mit der 
Einführung der „Flat Tax“ vom Gedanken verabschiedet, 
dass hohe Einkommen in stärkerem Maße zur Finanzie-
rung der öffentlichen Kassen beizutragen haben.
   In die gleiche Richtung zielt die Einführung der Kopf-
pauschale im Gesundheitswesen. Josef Ackermann und 
die Putzfrau: Alle zahlen das Gleiche. Gleichzeitig wird 
der Ausstieg aus der paritätischen Finanzierung des 
Gesundheitswesens vorangetrieben, der Arbeitgeberan-
teil soll bei 7% eingefroren werden. Und es liegen bereits 
Pläne für die Privatisierung der Arbeitslosenversiche-
rung vor… 
   Jetzt sind wir  gefordert: Dagegen hilft nur ein Bündnis 
aus starken Gewerkschaften, Sozialverbänden und  
Bewegungen, insbesondere der Erwerbslosenbewegung. 
Wir haben durch eine gegenüber diesen Akteuren kluge 
Bündnispolitik unseren Beitrag zu leisten…

Carsten Schulz
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